
Als Verantwortungsgemeinschaft nennt Bundesjustiz-
minister Marco Buschmann Alleinerziehende, die sich ge-
genseitig unterstützen wollen oder zwei alleinstehende Se-
niorinnen, die zusammen in einer Wohngemeinschaft le-
ben. „Sie sind kein Paar, sie wollen nicht heiraten. Sie wol-
len sich gegenseitig helfen, gerade auch im Notfall.“ Mit der 
notariell beurkundeten Verantwortungsgemeinschaft 
könnten sie eine rechtssichere Grundlage schaffen, sagte 
der Justizminister. Das mache vieles einfacher, zum Bei-
spiel das Auskunftsrecht gegenüber Ärzten.

Eine „Ehe light“ ist die Verantwortungsgemeinschaft 
nicht. „Sie wird keine Auswirkungen auf das Eltern-Kind-
Verhältnis haben. Es wird keine Steuererleichterungen ge-
ben, auch keine erbrechtlichen Folgen oder Unterhalts-
pflichten. Wer möchte, soll allerdings den Vermögensaus-
gleich nach Beendigung einer Verantwortungsgemein-
schaft regeln können“, betont der Justizminister.  dpa

STICHWORT VERANTWORTUNGSGEMEINSCHAFT

Berlin. Nach Kanzler Olaf Scholz 
(SPD) hat sich auch Justizminis-
ter Marco Buschmann (FDP) da-
für ausgesprochen, die Struktur 
des Bundesverfassungsgerichts 
im Grundgesetz abzusichern: 
„Das sollte kein Thema von Mehr-
heit und Minderheit, Regierung 
oder Opposition sein. Hier soll-
ten die seriösen Demokraten la-
gerübergreifend einen gemeinsa-
men Vorschlag machen.“ Er sei 
sehr optimistisch, dass das gelin-
gen werde. Doch die Koalition be-
nötigt für das Vorhaben, das mit 
Blick auf die Stärke der AfD in 
Meinungsumfragen sowie auf Er-
fahrungen in Ungarn, Polen und 
Israel vorangetrieben wird, die 
Unterstützung der Union – und 
dort gibt es Bedenken.

Worum geht es genau? Die Ar-
beit der Karlsruher Richter wird 
im „Gesetz über das Bundesver-
fassungsgericht“ geregelt. Dort ist 

festgeschrieben, dass das Gericht 
in zwei Senate mit je acht Rich-
tern aufgeteilt ist, selbst über sei-
ne Arbeitsweise entscheidet und 
die Amtszeit der Richter zwölf 
Jahre beträgt. Doch dieses Gesetz 
ließe sich mit einer einfachen 
Mehrheit im Bundestag ändern. 
Die AfD oder andere populis-
tisch-autoritäre Parteien könnten, 
einmal an der Macht, die Regeln 
für die Verfassungsrichter also 
vergleichsweise einfach in ihrem 
Sinne ausgestalten.

Denkbar wäre beispielsweise, 
einen mächtigen dritten Senat zu 
gründen und mit Parteifreunden 
zu besetzen. Oder das Gericht so 
mit Arbeit zu überfrachten, dass 
es seiner wichtigsten Aufgabe, 
der Kontrolle der Regierung, 
nicht mehr nachkommen kann. 
Innerhalb der Justiz gibt es brei-
te Unterstützung für eine Grund-
gesetzänderung.

„Wir haben es in Polen, Ungarn 
und auch den USA gesehen: Wenn 
Autokraten und Populisten poli-
tische Mehrheiten erringen, we-
cken insbesondere die Besetzung 
und die Befugnisse der Verfas-
sungs ge richte schnell Begehr lich-
keiten“, findet Ulrich Karpen-
stein, Vizeprä sident des Deut-
schen Anwaltvereins. Auch aus 
Sicht des Deutschen Richterbun-
des spricht vieles dafür, die we-
sentlichen Strukturen des Verfas-
sungsgerichts abzusichern.

Warnung vor Schnellschüssen
Doch der Parlamentsgeschäfts-
führer der Unionsfraktion, Thors-
ten Frei, warnt „vor wie auch im-
mer gearteten Schnellschüssen“. 
Frei sieht derzeit nicht die Gefahr, 
dass eine politische Kraft im Bun-
destag, und erst recht nicht im 
Bundesrat, mehr als 50 Prozent 
bekommen könnte. Sehr viel grö-
ßer sei dagegen die Gefahr, dass 
eine Kraft eine Sperrminorität 
von einem Drittel der Stimmen 
erhalten könne, findet Frei. Aller-
dings gibt es auch in der Union 
Stimmen, die sich für eine Grund-
gesetzänderung aussprechen. Die 
stellvertretende Fraktionsvorsit-
zende Andrea Lindholz zeigt sich 
offen dafür.

Die 16 Karlsruher Richter wer-
den je zur Hälfte vom Bundestag 
und Bundesrat ernannt und be-
reits heute jeweils mit einer Zwei-
drittelmehrheit gewählt. Vorge-
schlagen werden sie nach Pro-
porz von den Parteien, haupt-
sächlich von CDU und SPD.

 Dominik Guggemos

Wie viel Schutz benötigt das 
Bundesverfassungsgericht?
Justiz Die Regeln für das höchste Gericht können mit einfacher 
Mehrheit geändert werden. Die Koalition möchte mit Blick auf die 
AfD eine Grundgesetzänderung. In der Union gibt es Bedenken.

16 Bundesver-
fassungsrichter 
gibt es – eine je-
ner Regeln, die 
sich leicht än-
dern ließen. Zu 
leicht womög-
lich. Foto: Uli 
Deck/dpa

Berlin. Je nach Bundesland heißt 
das Schulfach „Gemeinschafts-
kunde“, „Sozialkunde“, „Politi-
sche Bildung“ oder „Powi“ (Poli-
tik und Wirtschaft). Teil dieses 
Unterrichts ist es, den Schülern 
das politische System der Bun-
desrepublik nahezubringen – 
auch vor Ort in Berlin. Doch das 
wird in diesem Jahr schwieriger. 
Denn das Geld für Schülerbesu-
che im Bundesrat ist vom Bundes-
tag radikal zusammengestrichen 
worden.

Im Zuge der Haushaltseinspa-
rungen der Ampelkoalition hat 
das Parlament das Budget für 
Schülerreisen um mehr als zwei 
Drittel von 930 000 auf 260 000 
Euro gekürzt. Die Bundesländer 
Baden-Württemberg und Sachsen 
haben im Bundesrat Widerstand 
gegen die Entscheidung angekün-
digt. „Das ist ein Affront gegen-
über einem gleichrangigen Ver-
fassungsorgan“, sagt Daniel Mou-
ratidis, Sprecher der baden-würt-
tembergischen Landesvertretung 
in Berlin. Ausgerechnet an den 
Fahrten für Schulen zu sparen, sei 

bedenklich. Der Bundesrat 
schloss sich der Kritik an und for-
derte, die Kürzung zurückzuneh-
men, spätestens 2025. Der Bun-
desrat gewährt Schülergruppen 
Zuschüsse zu Fahrtkosten. Je Ki-
lometer und Person zahlt er 
4 Cent für die Strecke nach Ber-
lin sowie eine Unterstützung für 
Begleiter. Bei einer 500-Kilome-
ter-Strecke sind das 20 Euro.

Während der Pandemie schöpf-
te die Länderkammer die Mittel 
nicht aus, jetzt nähern sich die 
Besuchszahlen jedoch wieder 
dem Vor-Pandemie-Niveau an: 
Während ihre Zahl im Corona-
Jahr 2021 auf 500 gesunken war, 
kamen im vergangenen Jahr wie-
der rund 26 000 Schüler. 2018 wa-
ren es noch 35 000 gewesen.

Bundespresseamt profitiert
Die Länder sind auch deshalb em-
pört, weil der Bundestag den Bun-
desrat vorab nicht konsultiert hat. 
„Dass die Gelder analog dem Bun-
despresseamt zugeschoben wor-
den sind, setzt dem Ganzen die 
Krone auf“, sagt Mouratidis. Das 

Bundespresseamt verfügt über 
Mittel für Besuchergruppen im 
Bundestag, auch diese seien aber 
gekürzt worden, erklärt der FDP-
Bundestagsabgeordnete Otto Fri-
cke. Ein Regierungsentwurf sah 
ursprünglich sogar Einsparungen 
von sechs Millionen Euro vor. 
„Damit wären diese Fahrten in 
großem Umfang nicht mehr 
durchführbar gewesen“, betont 
Fricke. Durch die Umschichtung 
könnten Fraktionen beispielswei-
se für Menschen mit Behinderung 
noch Fahrten organisieren. Ande-
re Fahrten für die Fraktionen wur-
den gestrichen.

Von Seiten der Opposition äu-
ßert Christian Haase, haushalts-
politischer Sprecher der CDU-
Fraktion, Bedauern über den Be-
schluss: „Ich finde es wichtig, 
dass Schülerinnen und Schüler 
aus erster Hand gesagt  bekom-
men, wie Politik in Berlin ge-
macht wird.“ Er hätte sich des-
halb anstatt einer Kürzung auch 
eine Umschichtung aus anderen 
Programmen vorstellen können. 
 Verena Eisele

Weniger Geld für Schüler
Berlinreise Der Bundestag hat beschlossen, die Mittel für 
Schülergruppen im Bundesrat zu kürzen. Die Länder sind verärgert.

South Caronlina
Biden hat klar
die Nase vorn
Charleston. US-Präsident Joe Bi-
den hat die Vorwahl für die Prä-
sidentschaftskandidatur der De-
mokraten im Bundesstaat South 
Carolina klar gewonnen. Nach 
Auszählung der Hälfte der Stim-
men kam der 81-jährige Amtsin-
haber auf 96,4 Prozent, wie US-
Medien berichteten. Die Selbst-
hilfebuch-Autorin Marianne Wil-
liamson holte 2 Prozent und der 
Kongressabgeordnete Dean Phil-
lips 1,6 Prozent. Beide hatten in 
den Umfragen weit abgeschlagen 
hinter Biden gelegen. dpa

 Karikatur: Klaus Stuttmann

Leitartikel 
Guido Bohsem 
zur Personalspekulationen im Kanzleramt

J e größer der Frust über die Am-
pel-Koalition ausfällt, desto grö-
ßer wachsen die Fantasien über 
einen Neuanfang, einen Wech-
sel, einer Neuerung. Da Olaf 
Scholz sozusagen das Gesicht 

des Bündnisses aus SPD, Grünen und 
FDP trägt, verbinden viele so einen 
frischen Start vor allem mit einem 
neuen Kanzler, einer Person also, der 
man zutraut, den Karren aus dem 
Dreck zu ziehen, die Klartext spricht 
und den ewigen Streit durch Führung 
ersetzt.

Die Person in diesen Wunschträu-
men ist Verteidigungsminister Boris 
Pistorius (SPD). Knapp ein Jahr nach 
seinem Antritt als Verteidigungsmi-
nister hat er die Deutschen überzeugt 
und vielleicht sogar ihre Herzen er-
obert. Dafür sprechen jedenfalls die 
vielen Meinungsumfragen. Er gilt als 
Klartext-Minister, Aufräumer und 
Veränderer, der Mann, dem die Deut-
schen ihre Sicherheit anvertrauen.

Warum auch nicht? Rein theore-
tisch stünde einem Wechsel im Kanz-
leramt nichts im Wege. Das Grundge-
setz ist da eindeutig. Der Bundesprä-
sident schlägt einen Kandidaten vor, 
das Parlament wählt. So wird es nach 
jeder Bundestagswahl gemacht. So 
geht es auch zwischen den Wahlter-
minen. Voraussetzung dafür ist aller-
dings, dass es keinen Bundeskanzler 
mehr gibt, dass in einer laufenden Le-
gislaturperiode der Amtsinhaber also 
zurückgetreten ist. Das hat es seit der 
Wiedervereinigung nicht gegeben, in 
der alten Bundesrepublik aber schon. 
Konrad Adenauer und Willy Brandt 
haben ihre Amtsgeschäfte an Partei-
freunde übergeben.

Für den Pistorius-Zug müsste Olaf 
Scholz also zurücktretend, den Weg 
freimachen.  Derzeit gibt es allerdings 
keinerlei Anzeichen, dass Scholz mit 
dem Gedanken auch nur spielt – und 
aus der SPD und der SPD-Fraktion 
hört man immer wieder, dass die Zu-

sammenarbeit mit Scholz ausgezeich-
net sei, trotz der schlechten Umfrage-
werte und Wahlergebnisse in den 
Ländern.

Sollte Scholz trotzdem hinwerfen, 
heißt auch das noch lange nicht, dass 
ausgerechnet Pistorius Nachfolger 
werden würde. Denn was ihn beliebt 
macht – Stichwort: Klartext – macht 
vielen in der SPD-Fraktion Sorge. Die 
Abgeordneten zählen mehrheitlich 
eher zum linken Flügel, während Pis-
torius als rechter Sozialdemokrat gilt.

Bleibt schließlich die Frage, ob die 
Koalitionspartner einen Kanzlerwech-
sel überhaupt mitmachen würden. Die 
FDP etwa könnte einen Wechsel im 
Kanzleramt zum Anlass nehmen, die 
Koalition ganz zu verlassen – eine 
große Anzahl der Liberalen ist ohne-
hin dafür – und den daraus entstehen-
den Schwung nutzen, um im Wahl-
kampf wieder ausreichend Stimmen 
einsammeln zu können.

Alles in allem scheint der Kanzler-
tausch derzeit eher eine Wunschvor-
stellung als eine reale Option zu sein, 
und trotzdem hat das anhaltende Ge-
spräch darüber eine konkrete Auswir-
kung: Es schadet Olaf Scholz, und 
zwar massiv, und es stellt eine weitere 
Aufforderung an den Kanzler dar, et-
was an seinem Regierungsstil zu än-
dern. Er braucht außerdem sehr bald 
Erfolge in der Wirtschafts- und Mi-
grationspolitik. Gelingt ihm das nicht, 
und blieben die SPD-Ergebnisse in 
Umfragen und in Wahlen weiter 
schlecht, kann aus dem Wunschtraum 
der Pistorius-Fans auch mehr werden.

Traum vom Wechsel

Die FDP etwa könnte 
einen Wechsel im 

Kanzleramt zum Anlass 
nehmen, die Koalition 
ganz zu verlassen.

Kommentar 
Peter De Thier 
zu US-Militärschlägen im Nahen Osten

A ls kürzlich drei US-Soldaten 
bei einem Drohnenangriff in 
Jordanien ums Leben kamen, 
war klar, dass Vergeltungs-

schläge der USA nur eine Frage der 
Zeit sein würden. Mit gezielten Atta-
cken gegen Befehlszentralen, Waffen-
lager sowie andere Einrichtungen von 
Irans Revolutionsgarde und pro-irani-
schen Milizen hat Präsident Joe Biden 
strategisches Geschick und politische 
Weitsicht bewiesen. Die gezielten An-
griffe, die am Wochenende im Jemen 
fortgesetzt wurden, schwächen zum 
einen die militärischen Fähigkeiten 
der mit Teheran verbündeten Terror-
organisationen. Schließlich haben die-
se seit Oktober mehr als 150 Mal US-
Ziele im Nahen Osten unter Beschuss 
genommen, nun erstmals mit Todes-
opfern. Irgendwann musste Washing-
ton da zum Gegenangriff blasen.
 US-Präsident Biden hat mit der Atta-

cke eine schwierige Gratwanderung 

gemeistert, denn er verzichtete damit 
auf direkte Angriffe gegen den Iran. 
Diese hätten vermutlich zu einer Es-
kalation des Krieges zwischen Israel 
und Hamas geführt und womöglich 
neue regionale Krisen heraufbe-
schworen. Genau das aber will das 
Weiße Haus um jeden Preis vermei-
den. Daher verfolgt der Präsident eine 
zweigleisige Strategie. Luftangriffe, 
deren Ziele und exakten Zeitpunkte 
unklar bleiben, sollen auf die Milizen 
eine abschreckende Wirkung entfal-
ten. Gleichzeitig schickt Biden Au-
ßenminister Antony Blinken in die 
Region, um auf eine diplomatische 
Lösung hinzuwirken. Zwar üben Re-
publikaner unaufhörlich Kritik an der 
Außenpolitik des Präsidenten. Dass 
deren Favorit Donald Trump aber in 
derselben Situation so viel Geduld 
und politisches Fingerspitzengefühl 
bewiesen würde, ist äußerst unwahr-
scheinlich.

Gratwanderung gemeistert

Zusammenstehen 
Buschmann will
neues Modell
Berlin. Für Menschen, die dauer-
haft Verantwortung füreinander 
übernehmen wollen, soll es nach 
dem Willen von Bundesjustizmi-
nister Marco Buschmann ein neu-
es familienrechtliches Modell ge-
ben: die sogenannte Verantwor-
tungsgemeinschaft. Der Minister 
will im Herbst eine Gesetzesvor-
lage in das Kabinett einbringen. 
Eine Alternative zur Ehe soll das 
neue Rechtsinstitut nicht werden. 
Es ist als Angebot für andere Nä-
hebeziehungen gedacht. dpa
Stichwort
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